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Aufgrund  der  schwachen  Wirtschaftsentwicklung 
ist im Jahr 2001 die Zahl der Insolvenzverfahren 
im europäischen Wirtschaftsraum gegenüber dem 
Jahr  2000  von  188.500  um  5,9  %  auf  fast 
200.000  Fälle  angewachsen.  In  den  vorherge­
henden Jahren hatte sich die Situation entspannt 
und mit 184.200 Insolvenzen im Jahr 1999 einen 
Tiefstand  erreicht.  Bereits  im  Jahr  2000  konnte 
aber ein Anstieg um 2,3 % ausgemacht werden.

Vor  diesem  Hintergrund  hat  der  Rat  der  Euro­
päischen  Union  am  29.05.2000  die  Verordnung 
1346/2000 über  Insolvenzverfahren beschlossen, 
die mit Wirkung zum 31.05.2002 in Kraft tritt.

Ziele

Die Verordnung beabsichtigt durch eine europawei­
te Koordinierung die Effizienz und Wirksamkeit der 
grenzüberschreitenden  Insolvenzverfahren  zu 
steigern  und  eine  kostengünstigere  Verfah­
rensabwicklung  unter  Schonung  vorhandener 
Vermögenswerte zu ermöglichen. Daneben sollen 
Vermögensverschiebungen  und  die  Verlagerung 
von  Verfahren  in  andere  Staaten  mit  einem 
vermeintlich günstigeren Recht (sog. „ forum shop­
ping“) unterbunden werden. 

Schließlich soll das Verfahren aber auch für den je­
weiligen Gläubiger einfacherer und überschaubarer 
werden  und  zu  einer  Gleichbehandlung  der 
Gläubiger unabhängig von ihrem Sitzland führen.

Regelungsumfang

Die  Verordnung  koordiniert  das  Verfahren  bei 
grenzüberschreitenden Insolvenzen. Sie beschränkt 
sich  auf  die  Festlegung von Zuständigkeits-,  Be­
fugnis-, Kollisionsregelungen und Vorschriften über 
die zwischenstaatliche Anerkennung von Entschei­
dungen.

Aufgrund der großen Unterschiede im materiellen 
Recht wurde kein einheitliches Insolvenzverfahren 
mit universeller Geltung für die gesamte Gemein­
schaft geschaffen.

Anwendungsbereich

Zeitlich

Die Verordnung findet nur Anwendung auf Insol­
venzverfahren, die nach dem 31.05.2002 eröffnet 
werden.

Persönlich

Erfaßt werden grundsätzlich Insolvenzen aller na­
türlichen oder juristischen Personen, deren Vermö­
gen in mehreren Mitgliedstaaten belegen ist. 

Örtlich

Die  Verordnung  gilt  für  alle  Staaten  der  Euro­
päischen Union mit Ausnahme von Dänemark. Für 
Großbritannien und Irland gelten Sondervorschrif­
ten.

Sachlich

Von der Verordnung werden Gesamtverfahren, die 
die  Insolvenz  des  Schuldners  voraussetzen  und 
den  vollständigen  oder  teilweisen  Vermögensbe­
schlag gegen den Schuldner sowie die Bestellung 
eines Verwalters zur Folge haben, erfaßt.

Kein Ausschluß

Ausgeschlossen ist die Anwendbarkeit der Verord­
nung auf  Insolvenzverfahren über  das  Vermögen 
von  Versicherungsunternehmen,  Kreditinstitute 
und  Wertpapierfirmen,  die  Dienstleistungen 
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erbringen,  welche  die  Haltung  von Geldern  oder 
Wertpapieren Dritter umfassen sowie von Organis­
men für gemeinsamer Anlagen, d.h. insbesondere 
Investmentfonds.

Hauptinsolvenzverfahren

Zukünftig kann im Insolvenzfall ein Hauptverfahren 
in dem Staat eröffnet werden, in dem der Schuld­
ner den Mittelpunkt seines hauptsächlichen Inter­
esses  hat.  Darunter  ist  entweder  der  Wohnsitz 
oder bei juristischen Personen und Gesellschaften 
der satzungsmäßige Sitz zu verstehen. Das Verfah­
ren hat universelle Geltung und erfaßt das gesamte 
in- und ausländische Vermögen des Schuldners. 

Das Verfahren und seine Wirkungen richten sich – 
auch in allen übrigen Mitgliedsstaaten - nach dem 
Recht des Eröffnungslandes. Auf bereits vor Eröff­
nung  anhängige  Rechtsstreitigkeiten  findet 
dagegen  das  Recht  des  Landes  Anwendung,  in 
dem der Rechtsstreit rechtshängig ist.

Dem  Verwalter  kommen  daher  in  allen  anderen 
Mitgliedsstaaten  die  Rechte  zu,  die  er  im  Eröff­
nungsland hat. Er darf jedoch keine Zwangsmaß­
nahmen  im  Gebiet  eines  anderen  Staates  vor­
nehmen,  sondern  hat  die  zuständigen  Stellen  in 
Anspruch zu nehmen. Dazu hat er seine Bestellung 
durch Vorlage einer beglaubigten Abschrift seiner 
Ernennungsentscheidung nachzuweisen.

Sekundärinsolvenzverfahren

Parallel zum Hauptinsolvenzverfahren kann ein Se­
kundärinsolvenzverfahren in den Mitgliedsstaaten, 
in denen der Schuldner eine Niederlassung hat, er­
öffnet werden. Niederlassung im Sinne der Verord­
nung ist nicht mit einem Tochterunternehmen im 
gesellschaftsrechtlichen  Sinne  gleichzusetzen,  so 
daß  Insolvenzen  von  Mutter-  und  Tochterunter­
nehmen der Verordnung nicht unterfallen.

Das Sekundärinsolvenzverfahren richtet sich nach 
dem  Recht  des  Eröffnungsstaates,  umfaßt 
allerdings auch nur das in diesem Staat belegene 
Vermögen. Es ist nur als Verfahren, das zur Liqui­
dation des Schuldnervermögens führt, zulässig.

Zwingende Vorschriften für die Koordinierung mit 
und  den  Vorrang  des  Hauptinsolvenzverfahren 
tragen dem Gebot der Einheitlichkeit des Verfah­
rens Rechnung. Insoweit haben die am Haupt- und 
Sekundärinsolvenzverfahren  beteiligten  Verwalter 

die Pflicht zur gegenseitigen Unterrichtung und Zu­
sammenarbeit. Der Verwalter des Hauptverfahrens 
hat  aufgrund  seiner  vorrangigen  Stellung  das 
Recht,  die  Eröffnung  des  Sekundärverfahrens  zu 
beantragen,  einen  Sanierungsplan  oder  Vergleich 
vorzuschlagen  oder  die  Aussetzung  der 
Verwertung der Masse zu beantragen.

Daneben kann vor Eröffnung eines Hauptinsolvenz­
verfahrens ein Partikularverfahren eröffnet werden, 
wenn  einheimische  Gläubiger  oder  Gläubiger  der 
einheimischen Niederlassung dies beantragen oder 
wenn das Recht des Mitgliedsstaates, in dem der 
Schuldner den Mittelpunkt seiner hauptsächlichen 
Interessen  hat,  die  Eröffnung  eines  Hauptinsol­
venzverfahrens nicht zuläßt.

Sonderrechte

Von dem Grundsatz, daß sich das Verfahren und 
seine Wirkungen nach dem Recht des Eröffnungs­
staates  richten  bestehen  verschiedene  Aus­
nahmen.

Dingliche Rechte

Die Begründung,  Gültigkeit  und Tragweite  dingli­
cher Rechte, insbesondere von Hypothek, Grund­
schuld,  Pfandrecht,  Vormerkung  oder  der  sog. 
„floating charge“, einer im britischen Recht aner­
kannten  Globalsicherheit,  richtet  sich  nach  dem 
Recht des Belegenheitsortes und wird von der Er­
öffnung  des  Insolvenzverfahrens  nicht  berührt. 
Dingliche Rechte im Sinne der Verordnung sind nur 
solche  Rechte,  die  vor  Verfahrenseröffnung  ent­
standen, direkt und unmittelbar an die Sache, die 
Gegenstand des  dinglichen Rechts  ist,  gebunden 
und die mit  absoluter  Wirksamkeit gegenüber je­
dermann  ausgestattet  sind.  Aus-  und  Abson­
derungsrechte  an  solchen  Rechten  bleiben  be­
stehen.

Werden nach dem Recht des Belegenheitsstaates 
auch dingliche Rechte von einem Insolvenzverfah­
ren  erfaßt,  kann  der  Verwalter  den  Gegenstand 
über die Beantragung der Eröffnung eines Sekun­
därinsolvenzverfahrens in die Verwertung einbezie­
hen,  sofern  der  Schuldner  in  dem  betreffenden 
Staat eine Niederlassung hat. 

Wird  ein  Sekundärinsolvenzverfahren  nicht  eröff­
net, ist der Veräußerungserlös des mit dem dingli­
chen  Recht  belasteten  Vermögensgegenstandes 
der Masse zuzuführen.
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Aufrechnung

Der Gläubiger ist auch dann zur Aufrechnung be­
rechtigt,  wenn  zwar  das  Recht  des  Eröffnungs­
staates eine Aufrechnung nicht zuläßt, diese aber 
nach  dem  auf  die  Forderung  des  insolventen 
Schuldners  anwendbaren  Rechts  möglich  ist. 
Voraussetzung ist allerdings, das die gegenseitigen 
Forderungen bereits vor Eröffnung des Insolvenz­
verfahrens entstanden sind.

Eigentumsvorbehalt

Die Verordnung unterscheidet zwischen der Insol­
venz des Käufers und des Verkäufers.

Im Fall der Käuferinsolvenz bleiben die Rechte des 
Verkäufers  aus  dem  Eigentumsvorbehalt  unbe­
rührt,  wenn  sich  die  Sache  bei  Verfahrenseröff­
nung  in  einem anderen  als  dem Eröffnungsstaat 
befindet.

Fällt dagegen der  Verkäufer  in Insolvenz, hindert 
dies  den  Vollerwerb  des  Eigentums  durch  den 
Käufer nicht, wenn die Sache bei Verfahrenseröff­
nung  in  einem anderen  als  dem Eröffnungsstaat 
belegen  ist.  Die  Verfahrenseröffnung  rechtfertigt 
weder  die  Auflösung  noch  die  Beendigung  des 
Kaufvertrages.  Allerdings  kann  diese  Regelung 
durch  im  Eröffnungsstaat  bestehenden  Nichtig­
keits- oder Anfechtungstatbestände beeinträchtigt 
werden. So ist das Verbringen eines unter Eigen­
tumsvorbehalt  stehenden  Gegenstandes  in  einen 
anderen  Mitgliedsstaat  nach  Verfahrenseröffnung 
anfechtbar.

Zahlungssysteme und Finanzmärkte

Für  Zahlungssysteme und  Finanzmärkte  und  hier 
insbesondere  für  Glattstellungsverträge,  Netting­
vereinbarungen,  die  Veräußerung  von  Wertpa­
pieren  und  die  zur  Absicherung  dieser  Trans­
aktionen  gestellten  Sicherheiten  ist  allein  das 
Recht maßgebend, das auf das betreffende Sys­
tem  beziehungsweise  den  betreffenden  Markt 
anwendbar ist. 

Arbeitnehmerrechte

Zum Schutz der Arbeitnehmer und der Arbeitsver­
hältnisse werden die Wirkungen der Insolvenzver­
fahren auf  die  Fortsetzung oder  Beendigung von 
Arbeitsverhältnissen sowie der Rechte und Pflich­
ten aller an einem solchen Arbeitsverhältnis betei­

ligten  Parteien  nach  dem für  den  Arbeitsvertrag 
geltenden Recht bestimmt. In Deutschland ist dies 
das Recht des Staates, in dem der Arbeitnehmer 
gewöhnlich seine Arbeit  verrichtet,  folglich  deut­
sches Recht.

Die  Frage,  ob  Arbeitnehmerforderungen  bevor­
rechtigt sind und mit welchem Rang dieses Recht 
ausgestattet  ist,  bestimmt  sich  dagegen  wieder 
nach dem Recht des Eröffnungsstaates.

Eintragungspflichtige Rechte

Für die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf die 
Rechte  des  Schuldners  an  einem unbeweglichen 
Gegenstand, einem Schiff oder Luftfahrzeug, die in 
ein öffentliches Register einzutragen sind, ist das 
Recht des Eintragungsstaates maßgebend.

Verfügungen, die nach Eröffnung des Insolvenzver­
fahrens gegen Entgelt über den jeweiligen Gegen­
stände vorgenommen werden, unterfallen ebenfalls 
dem Recht der Belegenheit beziehungsweise dem 
Recht des Eintragungsstaates. In Deutschland be­
steht damit trotz Verfahrenseröffnung die Möglich­
keit gutgläubigen Erwerbs, die erst mit Eintragung 
bzw. Kenntnis des Grundbuchamtes von der Eröff­
nung des Insolvenzverfahrens ausgeschlossen ist.

Verteilungsverfahren

Abschließend koordiniert die Verordnung die Ver­
teilung  des  Erlöses.  Sie  legt  fest,  daß  jeder 
Gläubiger,  dessen  Forderung  durch  Zwangsvoll­
streckungsmaßnahmen nach Eröffnung des Insol­
venzverfahrens vollständig oder teilweise befriedigt 
worden  ist,  das  Erlangte  an  den  Verwalter  des 
Hauptinsolvenzverfahrens herauszugeben hat. Aus­
nahmen gelten für dingliche Rechte und Waren un­
ter Eigentumsvorbehalt.

Behalten darf  der  Gläubiger  dagegen,  was er  im 
Rahmen eines Insolvenzverfahrens als  Quote auf 
seine Forderung erhalten hat. An der Verteilung im 
Rahmen eines Verfahrens in einem anderen Staat 
kann  er  jedoch  erst  dann  teilnehmen,  wenn  in 
diesem  Verfahren  die  Gläubiger  gleichen  Rangs 
oder  gleicher  Gruppenzugehörigkeit  die  gleiche 
Quote erlangt haben.

Praktische Konsequenzen aus Gläubigersicht

Grundsätzlich ist jeder Gläubiger berechtigt, seine 
Forderung  in  jedem  Insolvenzverfahren,  daß  in 
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einem Mitgliedsstaat gegen den Schuldner eröffnet 
wurde, anzumelden. Es besteht die Verpflichtung 
des zuständigen Gerichts oder Verwalters, alle be­
kannten Gläubiger in den Mitgliedsstaaten von der 
Verfahrenseröffnung  zu  unterrichten.  Die  Unter­
richtung hat durch Übersendung eines Vermerks in 
der  Amtssprache  des  Eröffnungsstaates  zu  er­
folgen, der den besonderen Hinweis „Aufforderung 
zur Anmeldung von Forderungen. Etwaige Fristen 
beachten !“  in  allen Amtssprachen der  Union zu 
enthalten hat.

Form und Frist der Anmeldung richten sich nach 
dem  Recht  des  Eröffnungsstaates.  Ausländische 
Gläubiger  haben ihre  Forderungen schriftlich  und 
unter  Beifügung  von  Belegen  anzumelden.  Sie 
haben die Art  der  Forderung,  ihren Entstehungs­
zeitpunkt und den Betrag anzugeben. Des weiteren 
haben  sie  darzulegen,  ob  sie  ein  Vorrecht,  eine 
dingliche Sicherheit oder einen Eigentumsvorbehalt 
beanspruchen.

Die Anmeldung kann fristwahrend in der Sprache 
des Sitzlandes vorgenommen werden. Dazu muß 
sie  jedoch  den  Hinweis  „Anmeldung  einer 
Forderung“  in  der  Sprache  des  Eröffnungslandes 
enthalten. Es kann allerdings eine Übersetzung der 
Anmeldung  in  die  Verfahrenssprache  verlangt 
werden.

Fazit

Die  Verordnung  legt  die  automatische  Anerken­
nung der Eröffnungsentscheidung und der mit der 
Eröffnung verbundenen Wirkungen in allen Unions­
ländern fest. Damit verbessert sie die Rechte der 
Gläubiger gegenüber der bisherigen Lage wesent­
lich. Das ausländische Verfahren ist aufgrund der 
vorgeschriebenen  Informationspflicht  für  die 
Gläubiger übersichtlicher geworden und die Gleich­
behandlung  mit  inländischen  Gläubigern  im  Aus­
land wird sichergestellt. Wesentliche Ziele der Ver­
ordnung sind damit erreicht worden.

Allerdings  steht  zu  befürchten,  daß  die  Bestre­
bungen, das sogenannte „forum shopping“ im Hin­
blick auf Verfahrensverlagerungen zu unterbinden, 
nicht erfolgreich sein werden. Es ist vielmehr noch 
entscheidender als zuvor, daß das jeweilige Haupt­
verfahren in dem Mitgliedsstaat mit der günstigs­
ten Rechtslage eröffnet wird, da der Verwalter des 
Hauptverfahrens wesentlich weitreichendere Rech­
te hat als seine in den Sekundärverfahren tätigen 
Kollegen. 

Diese Gefahr kann jedoch nur durch die Schaffung 
eines einheitlichen materiellen Insolvenzrechts der 
Gemeinschaft überwunden werden. Bis dahin hat 
die Kenntnis der unterschiedlichen materiell-rechtli­
chen  Gegebenheiten  auch  weiterhin  ent­
scheidenden Einfluß auf den aus Gläubigersicht er­
folgreichen Abschluß der Verfahren.
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